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Der Biogasrat+ e. V. ist der Verband für dezentrale Energieversorgung und vertritt die Interessen der führenden 

Marktteilnehmer. Dabei steht die Markt- und Systemintegration der erneuerbaren Energien entlang der gesam-

ten Wertschöpfungskette im Vordergrund. Biogas/Biomethan kann im Strom-, Wärme- und Kraftstoffmarkt we-

sentlich dazu beitragen, die ökologischen Zielvorgaben der Politik zu erfüllen, ohne dabei unnötige Kosten für 

die Allgemeinheit zu verursachen. Aus diesem Grund setzt sich der Verband für einen stärkeren Einsatz von Bio-

methan in allen Nutzungspfaden ein, indem die rechtlichen Rahmenbedingungen optimiert und dadurch eine 

nachhaltige Entwicklung des Marktes sichergestellt wird. 
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Zusammenfassung der Kernforderungen 

1. Biogene gasförmige und flüssige Brennstoffe (Kraft- und Heizstoffe) - ebenso wie andere 

erneuerbare Energieträger - explizit vom Anwendungsbereich des BEHG ausnehmen. 

(Änderung der Anlage 1 des BEHG) 

2. Streichung der Obergrenze bei der Anwendung des Emissionsfaktors von Null für 

konventionelle Biokraftstoffe und Brennstoffe im Rahmen des nationalen 

Emissionshandelssystems bei Erfüllung der Nachhaltigkeitskriterien gemäß Biokraftstoff-

NachVO und Biomassestrom-NachVO. (Änderung zu § 6 BeV 2022 - Bestimmung des 

abzugsfähigen Bioenergieanteils) 

3. Klarstellung, dass verflüssigtes Biomethan (Bio-LNG) nicht von der Unterposition 2711 19 

erfasst ist bzw. von den Berichtspflichten für die Jahre 2021 und 2022 explizit ausgenommen 

ist und mit dem Emissionsfaktor von Null bewertet wird. (Änderung zu § 2 

Begriffsbestimmung BeV 2022) 

Hintergrund 

Das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in der Fassung vom 12.12.2019 regelt die Einführung 

eines nationalen Emissionshandels für die Sektoren Wärme und Verkehr ab dem Jahr 2021 und soll 

als Teil des Klimaschutzprogramms 2030 einen zentralen Beitrag zur Erreichung der europäischen 

und nationalen Klimaschutzziele leisten. Mit dem BEHG wird die Grundlage für einen Zertifikatehan-

del mit Emissionen geschaffen, die fossilen Brennstoffen zuzurechnen sind. Das nationale Emissions-

handelssystem erfasst demnach die Emissionen aus der Verbrennung fossiler Brenn- und Kraftstoffe 

(insbesondere Heizöl, Flüssiggas, Erdgas, Kohle, Benzin, Diesel). Zweck des nationalen Emissionshan-

delssystems ist die Bepreisung fossiler Treibhausgasemissionen, um den Verbrauch fossiler Brenn- 

und Kraftstoffe zu senken und die Nutzung erneuerbarer Energien und klimaschonender Technolo-

gien zu stärken. Mit dem nun vorliegenden Referentenentwurf zur Emissionsberichterstattung für die 

Jahre 2021 und 2022 sollen im Rahmen einer Rechtsverordnung Regelungen zur Überwachung, Er-

mittlung und Berichterstattung zu Brennstoffemissionen für die Handelsperiode 2021/2022 festge-

legt werden.  

Grundsätzliche Anmerkungen 

Gemäß § 2 BEHG fallen die in Anlage 1 aufgeführten Brennstoffe in den Anwendungsbereich des Ge-

setzes, d.h. diese Brennstoffe werden vom nationalen Emissionshandelssystem erfasst und die Inver-

kehrbringer dieser Brennstoffe werden verpflichtet, die Brennstoffemissionen für die in einem Kalen-

derjahr in Verkehr gebrachten Brennstoffe zu ermitteln und der zuständigen Behörde zu melden. Die 

Emissionsberichterstattung in den Berichtsjahren 2021 und 2022 gilt in Abweichung zu Anlage 1 des 

BEHG lediglich für die in Anlage 2 aufgeführten Brennstoffe (Benzin, Gasöle, Erdgas, Heizöle, Flüssig-

gase). 

Das BEHG zielt - laut Gesetzestext - auf die Erfassung von Emissionen aus der Verbrennung fossiler 

Brenn- und Kraftstoffe (insbesondere Heizöl, Flüssiggas, Erdgas, Kohle, Benzin, Diesel). Es ist daher 

sachlich nicht nachvollziehbar, aus welchen Gründen einzelne erneuerbare Energieträger – wie Bio-
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methan – in den Anwendungsbereich dieses Gesetz aufgenommen wurden und damit in der Konse-

quenz als erneuerbare Energieträger im Wärme- und Verkehrssektor einer CO2-Bepreisung unterlie-

gen. Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme zum BEHG (BR-Drucksache 533/19) ebenso wie 

zahlreiche Marktakteure und Verbände gefordert, erneuerbare Brennstoffe (Kraft- und Heizstoffe) 

aus biologischen Prozessen explizit vom Anwendungsbereich des BEHG auszunehmen. In der Gegen-

äußerung der Bundesregierung (BT-Drucksache 19/15081) zur Stellungnahme des Bundesrates zum 

BEHG (BR-Drucksache 533/19) heißt es hierzu: „Zu Nummer 6 (Anlage 1 (zu § 2 Absatz 2) Satz 1 Num-

mer 1, Satz 2 Nummer 1 BEHG) Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu Nummer 6 nicht zu. 

Der Anwendungsbereich des BEHG soll grundsätzlich alle Brennstoffe erfassen. Eine mögliche Privile-

gierung biogener Kraft- und Heizstoffe kann über die Ausgestaltung der Berichterstattungsregeln in 

einer Durchführungsverordnung zum BEHG vorgesehen werden. Insoweit stellt § 1 klar, dass der 

Zweck des nationalen Emissionshandelssystems die Bepreisung fossiler Treibhausgasemissionen ist. 

Damit wäre ein Gleichlauf zum EU-Emissionshandel erreicht: Danach müssen die Emissionen aus dem 

Einsatz von biogenen Brennstoffen zwar im Emissionsbericht aufgenommen werden, werden dort 

jedoch mit dem Emissionsfaktor Null bewertet, sodass für diese Emissionen keine Zertifikate abgege-

ben werden müssen. Der bis zum 30. November 2022 vorzulegende Erfahrungsbericht nach § 23 

BEHG überprüft, inwieweit der Emissionsfaktor für synthetische Kraftstoffe, die nicht in Anlage 2 

BEHG enthalten sind, im nationalen Emissionshandel ab 2023 auf Null gesetzt werden kann.“  

Mit Blick auf den Wortlaut der Gegenäußerung der Bundesregierung stellt sich die Frage, wieso im 

Brennstoffemissionshandelsgesetz Anlage 1 dann nicht auch alle Energieträger, die im Wärme- und 

Verkehrssektor zum Einsatz kommen, also auch Strom und biogene Festbrennstoffe, vom Anwen-

dungsbereich des Gesetzes erfasst werden. Biogene Festbrennstoffe und Strom sind gemäß Anlage 1 

des BEHG explizit ausgenommen. Vor diesem Hintergrund sieht der Biogasrat+ e.V. eine klare und 

sachlich nicht begründbare Diskriminierung biogener gasförmiger und biogener flüssiger Brennstoffe, 

wie Biomethan und Bio-LNG, gegenüber anderen erneuerbaren Energieträgern, mit nachteiligen 

wettbewerblichen Auswirkungen. Zudem führt die Berichtspflicht für die Unternehmen der Biogas- 

und Biomethanbranche zu hohen zusätzlichen Kosten und einem hohen zusätzlichen bürokratischen 

Aufwand. Wir fordern daher erneut, biogene gasförmige und flüssige Brennstoffe - ebenso wie an-

dere erneuerbare Energieträger - explizit vom Anwendungsbereich des BEHG auszunehmen. 

Stellungnahme des Biogasrat+ e.V. 

zu § 2 Begriffsbestimmungen BeV 2022 

Nach § 7 Absatz 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes gilt die Berichtspflicht über Brennstof-

femissionen für die Berichtsjahre 2021 und 2022 für die in Anlage 2 benannten Brennstoffe. Dies 

sind: 

1. Benzin der Unterpositionen 2710 12 41, 2710 12 45 und 2710 12 49 und der Unterpositionen 2710 

12 31, 2710 12 51 und 2710 12 59 der Kombinierten Nomenklatur; 

2. Gasöle der Unterpositionen 2710 19 43 bis 2710 19 48 und der Unterpositionen 2710 20 11 bis 

2710 20 19 der Kombinierten Nomenklatur; 
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3. Heizöle der Unterpositionen 2710 19 62 bis 2710 19 68 und der Unterpositionen 2710 20 31 bis 

2710 20 39 der Kombinierten Nomenklatur; 

4. Erdgas: Waren der Unterpositionen 2711 11 (verflüssigtes Erdgas) und 2711 21 der Kombinierten 

Nomenklatur und gasförmige Energieerzeugnisse, die beim Kohleabbau aufgefangen werden, ohne 

gasförmige Biokraft- und Bioheizstoffe; 

5. Flüssiggase: Waren der Unterpositionen 2711 12 bis 2711 19 der Kombinierten Nomenklatur. 

Fraglich ist in diesem Kontext die Definition von „andere“ gasförmige Kohlenwasserstoffe verflüssigt 

der Unterposition 2711 19 der Kombinierten Nomenklatur, die in der Anlage 2 des BEHG unter Punkt 

5. Flüssiggase aufgeführt ist. Der Biogasrat+ e.V. spricht sich hier dringend für eine Klarstellung im 

Rahmen der Begriffsbestimmungen aus, die regelt, dass verflüssigtes Biomethan (Bio-LNG) nicht von 

der Unterposition 2711 19 erfasst ist bzw. von den Berichtspflichten für die Jahre 2021 und 2022 ex-

plizit ausgenommen ist und mit dem Emissionsfaktor von Null bewertet wird.  

zu § 6 BeV 2022 - Bestimmung des abzugsfähigen Bioenergieanteils  

Gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 Brennstoffemissionshandelsgesetz sollen biogene Brennstoffemissionen bei 

entsprechendem Nachhaltigkeitsnachweis mit einem Emissionsfaktor von Null bewertet werden. 

Rechtsgrundlagen für den Nachweis der Nachhaltigkeit bilden die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsver-

ordnung sowie die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung. Für Biokraftstoffe und flüssige Bio-

brennstoffe gelten zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens folgende Nachhaltigkeitskriterien: 

 

→ Die durch die Verwendung von Biokraftstoffen und flüssigen Biobrennstoffen erzielte 

Minderung der Treibhausgasemissionen muss mindestens 50 % betragen (bei neuen Anlagen 

mindestens 60 %). 

→ Biokraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe dürfen nicht aus Rohstoffen hergestellt werden, 

die auf Flächen mit hohem Wert hinsichtlich der biologischen Vielfalt gewonnen werden. 

→ Biokraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe dürfen nicht aus Rohstoffen hergestellt werden, 

die auf Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand gewonnen werden. 

→ Biokraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe dürfen nicht aus Rohstoffen hergestellt werden, 

die auf Flächen gewonnen werden, die im Januar 2008 Torfmoor waren, sofern nicht 

nachgewiesen wird, dass der Anbau und die Ernte des betreffenden Rohstoffs keine 

Entwässerung von zuvor nicht entwässerten Flächen erfordern. 

→ Der Anbau von Biomasse zum Zweck der Herstellung von Biokraftstoffen muss bei 

landwirtschaftlichen Tätigkeiten nachhaltig erfolgen (§ 7 Biokraft-NachV). 

 

In § 6 Absatz 1 und Absatz 3 BeV 2022 wird die Anwendung des Emissionsfaktors von Null für den 

Bioenergieanteil von Brennstoffen nach Anlage 2 Nummer 1 (Benzin),2 (Gasöle),3 (Heizöle) und 5 (Flüs-

siggase) eingeschränkt bis zu einer Obergrenze von aktuell 6,5 Prozent. Dabei wird Bezug genommen 

auf § 13 Abs. 1 Satz 1 der 38. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, 

der die Anrechenbarkeit konventioneller Biokraftstoffe auf die Treibhausgasminderungsquote regelt 
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und für die Inverkehrbringer von Diesel und Benzin gilt. Die Einführung einer Obergrenze bei der An-

wendung des Emissionsfaktors von Null für konventionelle Biokraftstoffe und Brennstoffe im Rahmen 

des nationalen Emissionshandelssystems lehnt der Biogasrat+ e.V. ausdrücklich ab. Mit der Erfüllung 

der oben genannten Nachhaltigkeitskriterien und deren ordnungsgemäßer Zertifizierung sind Biokraft-

stoffe und Biobrennstoffe als nachhaltig zu bewerten. Eine weitere Differenzierung nach Ausgangs-

stoffen und deren Begrenzung ist nicht sachgerecht und diskriminiert die nachhaltige Nutzung nach-

wachsender Rohstoffe. Zudem werden perspektivisch mit der Umsetzung der RED II, die bis zum 

30.06.2021 erfolgen soll, weitere verbindliche Anforderungen an die Nachhaltigkeit für die Produktion 

von Strom, Wärme und Brennstoffe aus fester und gasförmiger Biomasse eingeführt. So wird insbe-

sondere das Nachhaltigkeitskriterium der Treibhausgasmindesteinsparung deutlich angehoben bzw. 

ausgeweitet und über diesen Mechanismus die Nutzung von Anbaubiomasse beschränkt. Nachhaltige 

Biokraftstoffe und Biobrennstoffe sind erneuerbare Energieträger und leisten unter Berücksichtigung 

der Nachhaltigkeitskriterien bedeutende Treibhausgasminderungsbeiträge. So wurden in 2018 durch 

den Einsatz von Biokraftstoffen rund 9,5 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent und durch den Einsatz von 

Biobrennstoffen rund 2,6 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent vermieden.  

 

Änderungsvorschlag zu § 6 Abs. 1 und Abs. 3 BeV 2022 

§  6 Bestimmung des abzugsfähigen Bioenergieanteils  

(1) Bei der Ermittlung der Brennstoffemissionen kann der Verantwortliche für den Bioenergieanteil 

eines Brennstoffes einen Emissionsfaktor von Null anwenden, soweit dieser Bioenergieanteil 

nachweislich die Nachhaltigkeitsanforderungen der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 

oder der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung erfüllt. und, im Fall von Brennstoffen nach An-

lage 2 Nummer 1, 2, 3 und 5 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes, die Obergrenze nach Ab-

satz 3 nicht überschreitet. Für die Berechnung des abzugsfähigen Bioenergieanteils gilt Anlage 1 

Teil 2. 

(2) Der Verantwortliche ist verpflichtet, die Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Nachhaltig-

keitsanforderungen durch Vorlage eines anerkannten Nachweises nach § 14 der Biomas-

sestrom-Nachhaltigkeitsverordnung oder eines anerkannten Nachweises nach § 14 der Biokraft-

stoff-Nachhaltigkeitsverordnung nachzuweisen. Der Nachhaltigkeitsnachweis muss sich auf eine 

Brennstoffmenge beziehen, die nach § 2 Absatz 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes in 

Verkehr gebracht wurde. 

(3) Der Emissionsfaktor Null wird für den aus konventionellen Biokraftstoffen stammenden Bio-

energieanteil von Brennstoffen nach Anlage 2 Nummer 1 und 2 des Brennstoffemissionshan-

delsgesetzes nur bis zu der in § 13 Absatz 1 Satz 1 der Achtunddreißigsten Verordnung zur Durch-

führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes festgelegten Obergrenze angewendet. Die Ober-

grenze bezieht sich dabei auf den Gesamtenergiegehalt der Brennstoffe nach Anlage 2 Nummer 

1 und 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes. Für den aus konventionellen Biokraftstoffen 

stammenden Bioenergieanteil, der die in Satz 2 genannte Obergrenze übersteigt, ist der in An-

lage 1 Teil 4 festgelegte Emissionsfaktor des Brennstoffes anzuwenden. Für den Bioenergieanteil 
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der Brennstoffe nach Anlage 2 Nummer 3 und 5 des Brennstoffemissionshandelsgesetztes gel-

ten die Sätze 1 und 3 entsprechend, soweit diese Brennstoffe aus den gleichen Rohstoffen ge-

wonnen werden wie konventionelle Biokraftstoffe. 

(4 3) Abweichend von Absatz 1 kann der Verantwortliche bei der Ermittlung von Brennstoffemissio-

nen für Erdgas der Unterpositionen 2711 11 und 2711 21 der Kombinierten Nomenklatur eine 

Menge an Brennstoffemissionen abziehen, die dem Bioenergieanteil an Biomethan entspricht, 

ohne dass es der Vorlage eines Nachhaltigkeitsnachweises bedarf, wenn der Verantwortliche 

der zuständigen Behörde folgende Unterlagen vorlegt: 

1. einen Biomethanliefervertrag für das jeweilige Kalenderjahr über die entsprechende 

Brennstoffmenge und 

2. einen Nachweis darüber, dass die Menge des entnommenen Gases im Energieäquivalent 

der Menge an Biomethan entspricht, die an anderer Stelle in das Erdgasnetz eingespeist 

worden ist, und für den gesamten Transport und Vertrieb des Biomethans bis zur Ent-

nahme aus dem Erdgasnetz ein Massenbilanzsystem verwendet wurde. 

Zur Vereinfachung der Nachweisführung für die Anforderungen nach Satz 1 Nummer 2 erkennt 

die zuständige Behörde einen entsprechenden Auszug aus einem anerkannten System zur mas-

senbilanziellen Dokumentation von Biomethanmengen an. Für die Berechnung des abzugsfähi-

gen Bioenergieanteils gilt Anlage 1 Teil 2. 

(5 4) Abweichend von Absatz 2 kann der Verantwortliche für die Brennstoffe  

1. Benzin der Unterpositionen 2710 12 41, 2710 12 45 und 2710 12 49 der Kombinierten No-

menklatur und 

2. Gasöle der Unterpositionen 2710 19 43 bis 2710 19 48 und der Unterpositionen 2710 20 

11 bis 2710 20 19 der Kombinierten Nomenklatur, 

im Falle der Einlagerung dieser Brennstoffe durch einen Dritten im Sinne des § 7 Absatz 4 Satz 1 

des Energiesteuergesetzes, der für die betreffende Brennstoffmenge nicht Steuerschuldner ist, 

den Nachweis der Nachhaltigkeitsanforderungen für diese Brennstoffe durch Vorlage der in An-

lage 2 Nummer 6 aufgeführten Erklärungen und Dokumente erbringen. 
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